
 

 

Pressekontakt 

Julia Löffelholz 

Pressereferentin 

Geschäftsbereich Kommunikation 

 

Telefon: +49 30 300199-1168 

presse@bdew.de 

www.bdew.de 

 

Der BDEW in den 

sozialen Netzwerken: 

 

       

Seite 1 von 2 

BDEW Bundesverband 

der Energie- und 

Wasserwirtschaft e.V. 

Reinhardtstraße 32 

10117 Berlin 

 

Der Bundesverband der Energie- und Wasserwirtschaft (BDEW), Berlin, und seine Landesorganisationen vertreten über 

1.900 Unternehmen. Das Spektrum der Mitglieder reicht von lokalen und kommunalen über regionale bis hin zu über- 

regionalen Unternehmen. Sie repräsentieren rund 90 Prozent des Strom- und gut 60 Prozent des Nah- und Fernwärme- 

absatzes, 90 Prozent des Erdgasabsatzes, über 90 Prozent der Energienetze sowie 80 Prozent der Trinkwasser-Förderung 

und rund ein Drittel der Abwasser-Entsorgung in Deutschland. 

BDEW zur Verabschiedung der EnWG-Novelle im Bundeskabinett: 

„Aufbau einer zukunftsfähigen Wasserstoff-
infrastruktur kann mit diesen Regelungen 
nicht gelingen“  

Heute wurde der „Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung unions-

rechtlicher Vorgaben und zur Regelung reiner Wasserstoffnetze im 

Energiewirtschaftsrecht“ im Bundeskabinett verabschiedet. Ziel die-

ser EnWG-Novelle ist die Umsetzung von EU-Vorgaben sowie von 

Maßnahmen aus der nationalen Wasserstoffstrategie. Hierzu erklärt 

Kerstin Andreae, Vorsitzende der BDEW-Hauptgeschäftsführung: 

„Ein wichtiger Bestandteil der EnWG-Novelle ist die Regulierung von Was-

serstoffnetzen. Hier ist es richtig und wichtig, dass die Bundesregierung 

noch in der laufenden Legislaturperiode den Einstieg in die Regulierung 

von Wasserstoffnetzen vorantreibt. Der zügige Aufbau einer zukunftsfähi-

gen Wasserstoffinfrastruktur kann mit den vorgeschlagenen Regelungen 

aber nicht gelingen. Anstatt Wasserstoffnetze in den etablierten und be-

kannten Regulierungsrahmen für das Gasnetz zu integrieren, ist im Gesetz-

entwurf eine getrennte Regulierung von Gas- und Wasserstoffnetzen vor-

gesehen. Eine solche zweigleisige Regulierung verhindert eine aufeinander 

abgestimmte Entwicklung von Gas- und Wasserstoffinfrastrukturen und 

setzt keinen verlässlichen Rahmen für Investoren und Marktteilnehmer. 

Darüber hinaus lässt der Gesetzentwurf die konkrete Ausgestaltung der 

Wasserstoffnetzregulierung und die Langfristperspektive offen. Dabei ist 

gerade bei langlebigen Netzinfrastrukturen ein verlässlicher Investitions-

rahmen enorm wichtig. Investoren müssen Planungssicherheit haben, Un-

sicherheiten mindern das Investitionsgeschehen. 

Das EnWG sieht zudem nun endlich eine Definition für Energiespeicher 

vor. Die Einführung einer solchen Definition auf Basis der EU-Binnenmarkt-

richtlinie hat der BDEW schon seit Jahren gefordert. Im Kern geht es da-

rum zu vermeiden, dass sowohl für den Vorgang des Strombezugs zur Ein-

speicherung Netzentgelte, Abgaben und Umlagen erhoben werden als 
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auch beim Letztverbrauch. Laut EU-Richtlinie ist eine solche Doppelbelas-

tung nicht zulässig. 

Leider setzt der Entwurf des EnWG die Speicher-Definition aus der Binnen-

markt-Richtlinie nicht wörtlich, sondern deutlich verändert um. In der jetzt 

formulierten Definition besteht aus BDEW-Sicht weiterhin die Gefahr einer 

Doppelbelastung. Deshalb sollten die Definitionen der Begriffe Energie-

speicherung und Energiespeicheranlage aus der Binnenmarktrichtlinie 

übernommen und das EnWG diesbezüglich erweitert werden. 

Problematisch ist auch die im Gesetzentwurf vorgesehene Streichung der 

Ausschreibungsrunde zur Stilllegung von Steinkohlekapazitäten für das 

Zieljahr 2027. Die in der Gesetzesbegründung genannten Bedenken der 

EU-Kommission, dass sich zu wenig Bieter finden, trifft aus BDEW-Sicht 

nicht zu. Für die Ausschreibung mit dem Zieljahr 2027 stünden inklusive 

der neueren Anlagen ca. 9,2 GW Steinkohlekapazitäten zur Verfügung, die 

sich an der Ausschreibung beteiligen könnten und vermutlich auch wür-

den. 

Der Entwurf zur EnWG-Novelle umfasst auch Regelungen zu Netzentwick-

lungsplänen. Die vorgeschlagenen Anforderungen gehen weit über das 

von der EU geforderte Maß hinaus. Kritisch ist hier unter anderem die de-

taillierte Darlegung der engpassbehafteten Leitungsabschnitte, da Strom-

netze zu den kritischen Infrastrukturen zählen und daher besonders stark 

auf sicherheitstechnische Aspekte zu achten ist. Planungshoheit und Pla-

nungsverantwortung über das jeweilige Netz/Netzgebiet sollte zudem im-

mer beim jeweils zuständigen Netzbetreiber verbleiben.  

Die vorgeschlagene Schaffung einer unternehmensübergreifenden Inter-

net-Plattform aller Verteilnetzbetreiber ist aus Sicht des BDEW nicht erfor-

derlich. Der Mehrwert einer solchen kostenintensiven Plattform würde 

nicht den Aufwand in der Umsetzung rechtfertigen und es würden zusätz-

liche Sicherheitsrisiken entstehen.  

 

 

 

 

 

https://twitter.com/bdew_ev
https://www.linkedin.com/checkpoint/challengesV2/AQH9XJSa7iDmegAAAXMtl3EPWPTBVBD6f8d-3SFNBWsJoFnt-ehIkEDNLBXBUBBpbZuDm_y4Q2LhGwS-gKJjg3y7MvqK7lhEXA
https://www.xing.com/companies/bdewbundesverbandderenergie-undwasserwirtschafte.v.
https://www.youtube.com/user/bdewonline

